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dürften.

Herstellung: LE-TEX Jelonek, Schmidt & Vöckler GbR, Leipzig
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Vorwort

Hat sich auch längst herumgesprochen, dass den Anforderungen des Habitat-
schutzrechts in staatlichen Planungs- und Zulassungsverfahren besondere Auf-
merksamkeit zu widmen ist, fristete das Artenschutzrecht lange Zeit eher ein 
Schattendasein. Zwar deutete sich schon in der berühmten Caretta-Entscheidung 
des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) an, dass seine praktische Bedeutung nicht 
zu unterschätzen ist, indessen bedurfte es erst der im Januar 2006 erfolgten Verur-
teilung der Bundesrepublik Deutschland im Vertragsverletzungsverfahren, um die 
Relevanz des artenschutzrechtlichen Regelungsgefüges für Planungs- und Zulas-
sungsentscheidungen zu verdeutlichen. Mag seither auch als gesichert gelten, dass 
Akte der Fachplanung, kommunale Bauleitpläne und Entscheidungen über die 
Zulassung von Eingriffsvorhaben vor artenschutzrechtlichen Anfeindungen nicht 
gefeit sind, bereitet der korrekte Umgang mit den Regelungen zum Schutz wild 
lebender Tier- und Pflanzenarten in der Praxis doch erhebliche Schwierigkeiten.  

Ihrer Aufarbeitung ist diese Schrift gewidmet, die sich zum Ziel gesetzt hat, 
den rechtlichen Rahmen des geltenden Artenschutzrechts in seinen für Planungs- 
und Zulassungsentscheidungen relevanten Bezügen auszuleuchten, thematisch 
einschlägige naturschutzfachliche Fragestellungen einer Beantwortung zuzuführen 
und Vorschläge für eine den gemeinschaftsrechtlichen Erfordernissen genügende 
Gestaltung des nationalen Artenschutzrechts zu unterbreiten. Sie wendet sich vor 
allem an die Praktiker in Verwaltung, Rechtsprechung und Gesetzgebung, 
zugleich aber auch an Planungsbüros und Rechtsanwälte, die sich im Rahmen 
beratender Tätigkeiten zunehmend mit dem Artenschutzrecht konfrontiert sehen. 
Ihnen allen will die Schrift eine Hilfestellung zur „unfallfreien Durchdringung“ 
des artenschutzrechtlichen Regelungsdickichts bieten. 

Für das Entstehen der Schrift ist vielfältiger Dank auszusprechen. Dieser gilt in 
erster Linie der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU), ohne deren großzügige 
Förderung das Forschungsprojekt kaum hätte durchgeführt werden können. Zu 
danken ist auch Frau Dipl.-Ing. Nora Remus und Frau Almuth Schreiber, die sich 
um die Zusammenstellung naturschutzfachlicher Erkenntnisse verdient gemacht 
hat. Besondere Anerkennung verdient Frau Marja Hellmold, die dem Manuskript 
seine endgültige Gestalt verliehen hat. Dank gebührt schließlich Herrn Dr. Claus 
Carlsen für seine freundliche Bereitschaft zur Aufnahme der Schrift in die Schrif-
tenreihe Natur und Recht. 

Westerkappeln/Bramsche, im Januar 2007 

Martin Gellermann Matthias Schreiber 
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